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Uberblick

Das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
gestaltet die Entwicklungspolitik der Bundesregierung. Dabei kann zwischen der bilate-
ralen staatlichen, der nichtstaatlichen sowie der multilateralen und europaischen Ent-
wicklungszusammenarbeit unterschieden werden:

- Inder bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit kooperiert der Bund mit
staatlichen Partnern in Entwicklungslandern oder deren regionalen Zusammen-
schlissen. Anstelle nachgeordneter Behérden setzen Durchfiihrungsorganisationen
diese Vorhaben im Auftrag des Bundes um. Dies sind insbesondere die Kreditan-
stalt fur Wiederaufbau (KfW) und die Deutsche Gesellschaft fir Internationale Zu-
sammenarbeit (GIZ) GmbH (GIZ).

- Inder nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit unterstitzt der Bund die Akti-
vitaten zivilgesellschaftlicher, kommunaler und privatwirtschaftlicher Organisatio-
nen Uberwiegend durch Zuwendungen.

- In der multilateralen und europaischen Entwicklungszusammenarbeit leistet der
Bund Beitrage an internationale Organisationen (I0), wie das Entwicklungspro-
gramm der Vereinten Nationen (UNDP) und das Welternahrungsprogramm. Dane-
ben leistet er Zahlungen an multilaterale und regionale Entwicklungsbanken, u. a.
an die Weltbank.

Ziele der deutschen Entwicklungszusammenarbeit sind u. a., Hunger, Armut und Un-
gleichheit zu Gberwinden, Krisen vorzubeugen sowie Frieden und Sicherheit nachhaltig
zu fordern. Zudem sollen die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Partnerlandern so-
wie multilaterale Institutionen u. a. im Bereich Klimaschutz und Gesundheit gestarkt
werden. Das BMZ orientiert sich dabei an den Nachhaltigkeitszielen (SDG) der Verein-
ten Nationen (VN) sowie dem Pariser Klimaschutzabkommen.

Das BMZ beschaftigte 1 415 Personen zum Stichtag 23. Juli 2026. Hierfur verfugt es im

Jahr 2026 Gber 1 133 Planstellen und Stellen. Laut Regierungsentwurf soll die Zahl der

Planstellen und Stellen im Einzelplan 23 im Jahr 2027 auf 1 128 sinken (vgl. Tz. 3.6). Bis

zu 138 Beschaftigte des BMZ sind an deutschen Auslandsvertretungen oder bei IO und
Entwicklungsbanken tatig.

Das BMZ plant fur das Jahr 2027 Ausgaben von 9,5 Mrd. Euro sowie Verpflichtungser-
machtigungen von 7,4 Mrd. Euro. Dem sollen Einnahmen von 514 Mio. Euro im Einzel-
plan 23 gegentuberstehen.

Bis zu den Beratungen zum Bundeshaushalt 2023 beteiligte das Bundesministerium
der Finanzen (BMF) das fur das BMZ zustandige Ressortprifungsgebiet des



Bundesrechnungshofes regelmal3ig an den sogenannten Referatsleiter-/Referatsleite-
rinnengesprachen mit dem BMZ. Diese Gesprache werden zwischen der Haushaltsan-
meldung der Ressorts und dem Kabinettbeschluss der Bundesregierung zum Gesamt-
haushalt gefiihrt. Themen waren dabei Fragen zu den Unterlagen des BMZ zur
Haushaltsaufstellung, zum Sach- und Personalhaushalt sowie etwaige Streitpunkte.
Seit dem Bundeshaushalt 2024 finden diese - auch fur die Einzelplananalyse des Bun-
desrechnungshofes wichtigen - Gesprache fur den Einzelplan 23 nach wie vor statt, al-
lerdings unter der Bezeichnung ,informelle Gesprache” und ohne Einbeziehung des
Bundesrechnungshofes. Dies stellt insoweit eine Besonderheit dar, als die tbrigen Res-
sortprifungsgebiete des Bundesrechnungshofes regelmalig zu den Referatsleiter-/Re-
feratsleiterinnengesprachen eingeladen werden. Das fir das BMZ zustandige Ressort-
prufungsgebiet bedauert die Ausgrenzung und hat dies auch gegeniber dem BMF
deutlich gemacht. Es sieht in diesem Vorgehen ein potenzielles Informationsdefizit mit
Auswirkungen auch auf diese Einzelplananalyse und damit die Beratung des Parla-
ments. Im Ubrigen wird eine Chance vertan, die Erfahrungen und Empfehlungen des
Bundesrechnungshofes in die Haushaltsaufstellung einzubringen.



Tabelle 1

Ubersicht iiber den Einzelplan 23
Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

;' """""""""""""""" TTTT T mmm s TS ST ssmm s TTTTT T e e T'"' """"" ';
; ! 2025 | 2025 ! Differenz | 2026 2027 | Anderung !
5 i Soll : Istt i IstSoll® :  Soll Entwurf | zu2026 !
; 5 in Mio. Euro 5 in % 5
| | | | | | |
| Ausgaben ! 10307 102724 34,6 100557 9469,1 ! 5,8
[T T T T ToTTTTTTTTYT T [ 1
' darunter: ' i i i i i
| > Bilaterale staatliche Entwick- | 47965  4766,1 ! 3041 46382| 39061 ! 15,8 |
' lungszusammenarbeit
| > Nichtstaatliche Entwicklungs- | 13103 12964 | 1391 13249 11656 ! 121
zusammenarbeit
| > Multilaterale und europdi- | 29472 29455 | A7 2084 29753 03!
+ sche Entwicklungszusam- ! ! ! ! ' H
' menarbeit
! > Forschung, Evaluierung und ! 55,1 ! 54,9 ! 0,31 54,3 53,8 | -0,8
' Qualifizierung
! > Sonstige Bewilligungenc L 10061 ! 952,4 | 541 866,2 12232 ! 2.2
! > Verwaltungsausgaben® ' 2373 ! 257,21 19,9 ! 233,6 2445 47!
| | | | | | |
' Einnahmen ! 730! 698,6 ! 31,4 679 514 -24,3 !
| i i i i i |
' Verpflichtungsermachtigungen ! 9579¢ ! 8528,2 1050,8 ! 7 950,6 74157 -6,7 |
; ' Planstellen/Stellen ' in % X
| | j j | j |
' Personal ! 1140 ! 1139": -1 1133 1128 ! 04!

Erlauterung:

@ Bereinigt um haushaltstechnische Verrechnungen.

b Aus den Ursprungswerten berechnet; Rundungsdifferenzen méglich.

¢ Kapitel 2310 ohne die Titel fur sachliche Verwaltungsausgaben.

4 Umfasst die in Kapitel 2310 ausgewiesenen sachlichen Verwaltungsausgaben sowie die Ausgaben in den Kapitel 2311
und 2312. Nicht berucksichtigt sind die in Kapitel 2311 Titel 972 01 ausgewiesenen globalen Minderausgaben Konsoli-
dierungsbeitrag von je 45,4 Mio. Euro fur die Jahre 2025 bis 2027 sowie die fur das Jahr 2027 in Kapitel 2311 Ti-
tel 972 02 ausgewiesene globale Minderausgabe EffizienzmalRnahmen von 54 Mio. Euro.

¢ EinschlieBlich tber- und auBerplanmaRiger Verpflichtungsermachtigungen.

f Ist-Besetzung zum Stichtag 31. Dezember 2025.

Quelle: Haushaltsrechnung 2025; Haushaltsplan 2026; Haushaltsentwurf 2027; BMZ.
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Haushaltsstruktur und -entwicklung

Das BMZ finanziert Vorhaben der Entwicklungszusammenarbeit grundsatzlich aus dem
Einzelplan 23. Im Haushaltsentwurf 2027 sind dafiir Ausgaben von 9,5 Mrd. Euro vorge-
sehen. Dies entspricht erneut einem Riickgang gegentiber dem Vorjahr, diesmal um
587 Mio. Euro (5,8 %). Der Anteil am Bundeshaushalt (ohne Sondervermdégen) sinkt
ebenfalls weiter von 1,9 % im Jahr 2026 auf 1,7 %. In den vergangenen Jahren hat das
BMZ zusatzliche Mittel aus dem Klima- und Transformationsfonds erhalten, u. a. seit
dem Jahr 2025 aus Kapitel 6092 Titel 896 03 Internationale Transformation. Das BMZ
bewirtschaftet diesen Titel allein. Fir die Jahre 2025 und 2026 waren dort jeweils

100 Mio. Euro veranschlagt. Fur das Jahr 2027 sind ebenfalls zusatzliche Mittel fur das
BMZ im Klima- und Transformationsfonds vorgesehen. Der vorgenannte Titel soll ent-
fallen und ersetzt werden durch den Titel 836 01 Tropical Forest Forever Facility (TFFF)
und MaBhahmen der Internationalen Transformation. Dort sind Ausgaben von

178,6 Mio. Euro veranschlagt.

Verpflichtungsermachtigungen und offene
Verpflichtungen

Der Einzelplan 23 enthalt neben Ausgabeermachtigungen fir das laufende Haushalts-
jahr umfangreiche Verpflichtungsermachtigungen fur kinftige Jahre. Im Jahr 2025
standen dem BMZ Verpflichtungsermachtigungen von 9,6 Mrd. Euro zur Verfuigung, fur
die es Verpflichtungen von 8,5 Mrd. Euro eingegangen ist. Die Differenz beruht auf der
Nichtinanspruchnahme der Verpflichtungsermachtigung bei Kapitel 2310 Titel 896 01
Wiederaufbau und Entwicklung in Namibia. Fir das Jahr 2026 sind Verpflichtungser-
machtigungen von 8 Mrd. Euro und im Haushaltsentwurf 2027 von 7,4 Mrd. Euro vor-
gesehen. In den vergangenen Jahren hat das BMZ zusatzliche Verpflichtungsermachti-
gungen aus o. g. Titel des Klima- und Transformationsfonds erhalten: 180 Mio. Euro im
Jahr 2025 und 100 Mio. Euro im Jahr 2026. Fir das Jahr 2027 sind Verpflichtungser-
machtigungen von 873,4 Mio. Euro bei Kapitel 6092 Titel 836 01 TFFF und MalBnahmen
der Internationalen Transformation zur Bewirtschaftung durch das BMZ vorgesehen.
Die Mittel durften hauptsachlich dafir vorgesehen sein, die von der Bundesregierung
angekundigte Zusage von 1 Mrd. Euro an die TFFF umzusetzen. Die rechtlichen und fi-
nanziellen Strukturen dieses Finanzierungsmechanismus sind bisher nicht abschlie-
Rend geklart.

Mit ihrer Inanspruchnahme wandeln sich Verpflichtungsermachtigungen in offene Ver-
pflichtungen fur den Bund. Diese missen durch Ausgabemittel in kiinftigen Haushalts-
jahren gedeckt werden. Im Einzelplan 23 sind 82 % der Ausgabemittel fir das Jahr 2026
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auf diese Weise gebunden. Fir das Jahr 2027 kann die Vorbindung bis zu 86 % betra-
gen. Nachdem die offenen Verpflichtungen im Einzelplan 23 im Zeitraum 2013 bis 2023
durchgehend gestiegen waren - bis auf den Hochststand von 40 Mrd. Euro - sind sie
seither gesunken. Sie kdnnen zum Jahresende 2026 bis zu 36,8 Mrd. Euro betragen.

BMZ-Reformplan

Das BMZ legte zu Beginn dieses Jahres den Reformplan ,Zukunft zusammen global ge-
stalten” vor. Es reagierte damit nach eigener Darstellung auf steigende geopolitische
Spannungen und zunehmenden Druck auf die internationale Solidaritat. Die deutsche
Entwicklungspolitik solle strategischer, fokussierter und partnerschaftlicher werden.
Zudem kindigte das BMZ an, seinen Haushalt zu vereinfachen und starker politisch zu
steuern. Es verspricht mehr Effizienz und Transparenz. Mit dem Regierungsent-

wurf 2027 ergriff das BMZ hierzu insbesondere folgende MaRnahmen:

- Die strukturbildende Ubergangshilfe (bisher: Kapitel 2301 Titel 687 06 Krisenbewal-
tigung und Wiederaufbau, Infrastruktur (KWI)) wird innerhalb des Einzelplans ver-
schoben. Sie wird mit den bisherigen Sonderinitiativen in Kapitel 2310 Titel-
gruppe 03 zusammengefasst (kinftig: Kapitel 2310 Titel 687 31), vgl. Tz. 3.5.1.

- In Kapitel 2302 werden die bisherigen Titel 687 03 Férderung entwicklungswichtiger
Vorhaben der Sozialstruktur und Titel 687 76 Forderung entwicklungswichtiger Vor-
haben privater deutscher Trager zusammengefasst im Titel 687 76 Férderung ent-
wicklungswichtiger Vorhaben privater deutscher Trager und der Sozialstruktur.

- Von den vier Sonderinitiativen (Kapitel 2310 Titelgruppe 03) sollen zwei auslaufen,
zwei werden umbenannt, vgl. Tz. 3.5.2.

Zugleich streicht das BMZ die bisherigen Haushaltsvermerke zu den Sonderinitiativen.
Dadurch fallen die vertraulichen Planungen als Bewirtschaftungsgrundlage sowie die
zusammenfassende Unterrichtung des Deutschen Bundestages nach Ablauf des Haus-
haltsjahres weg. Die Abgeordneten erhalten damit kiinftig deutlich weniger Informatio-
nen. Fur die zusammengelegten Titel in Kapitel 2302 wird das BMZ die bisherigen For-
derrichtlinien zunachst weiternutzen. Dadurch wendet es zwei unterschiedliche
Forderrichtlinien flr die Bewirtschaftung eines Haushaltstitels an. Dies stellt aus Sicht
des Bundesrechnungshofes eine Besonderheit dar. Das bestehende Transparenzdefizit
bei der strukturbildenden Ubergangshilfe verlagert das BMZ durch die Titelverschie-
bung in ein anderes Kapitel. Hierzu hat der Bundesrechnungshof wiederholt darauf
hingewiesen, dass das BMZ aus dem KWI-Titel sowohl Zuwendungen an Nichtregie-
rungsorganisationen und Auftrdge an seine Durchfihrungsorganisationen vergibt als
auch Beitrage an IO leistet. Weder im Haushalt noch aus begleitenden Unterlagen ist



dabei erkennbar, wie sich diese entwicklungspolitischen Instrumente auf Sektoren, Re-
gionen oder Partner verteilen.!

Hinsichtlich der wegfallenden Berichtspflichten fir die bisherigen Sonderinitiativen hat
das BMZ auf die neuen Titelerlauterungen verwiesen. Daraus wirde deren inhaltliche
Ausrichtung ersichtlich. Zudem wirden die friheren Sonderinitiativen als neue Haus-
haltstitel verstetigt. Deshalb seien die vom Haushaltsgesetzgeber fir Sonderinitiativen
vorgesehenen Berichtspflichten nicht mehr einschlagig. Erganzend stiinden den Abge-
ordneten die sogenannten Programmausgaben zur Verfigung. Fir zusatzliche Infor-
mationen Uber die Verwendung der KWI-Mittel verweist das BMZ auf seine Strategie
der strukturbildenden Ubergangshilfe sowie die Programmausgaben. Es sieht damit
ausreichend Transparenz hergestellt.

Den Bundesrechnungshof berzeugen die Ausfiihrungen des BMZ nicht: Das BMZ sieht
in der neuen Titelgruppe 03 ein hohes Mittelvolumen mit Ausgaben von 1,1 Mrd. Euro
und Verpflichtungsermachtigungen von 925 Mio. Euro vor. Samtliche Titel dieser Titel-
gruppe sind ,instrumentenoffen”. Dementsprechend kann das BMZ hierbei auf eine
grol3e Brandbreite von Partnern einschlieBlich unterschiedlicher Finanzierungsregeln
in einer Vielzahl von Landern und Regionen zurtickgreifen. Daher warnt der Bundes-
rechnungshof vor einer verschlechterten Transparenz in der Titelgruppe 03, insbeson-
dere fur den Budgetgesetzgeber, infolge des Wegfalls der Informationspflichten Gber
die bisherigen Sonderinitiativen.

3  Wesentliche Ausgaben

1

Der Bundesrechnungshof fuhrt regelmaliig kapitelibergreifende Prifungen durch. In
einer solchen Prufung hat er die Daten des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
des Bundes (HKR) zum Einzelplan 23 fiir die Haushaltsjahre 2022 bis 2024 analysiert.2
Die HKR-Daten bilden die tatsachliche Haushaltsbewirtschaftung ab. Sie sind damit
auch eine wesentliche Grundlage, um kinftige Haushaltsansatze realistisch zu bemes-
sen. Mit der Prufung wollte der Bundesrechnungshof die Qualitat, Einheitlichkeit und
Auswertbarkeit der im HKR erfassten Daten beurteilen. Die Auswertung zeigte

Detailliert hierzu Bundesrechnungshof, Bericht nach & 88 Absatz 2 BHO an den Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages Information uber die Entwicklung des Einzelplans 23 (Bundesministerium fir wirtschaftliche Entwick-
lung und Zusammenarbeit) fiir die Beratungen zum Bundeshaushalt 2023 vom 6. September 2022, Gz.: II 3 - 0000764,
Tz. 3.1 sowie Bericht nach § 88 Absatz 2 BHO an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages Information
Uber die Entwicklung des Einzelplans 23 (Bundesministerium fir wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit)
fir die Beratungen zum Bundeshaushalt 2024 vom 11. September 2023, Gz.: II 3 - 0001595, Tz. 3.1.
Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das Bundesministerium flr wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung Uber die Prifung der Dateneingaben des BMZ im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen vom

13. Mai 2026, Gz.: I 3 - 0003322.
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uneinheitliche Dateneingaben und Defizite bei der Umsetzung einzelner Eingabevorga-
ben. Der Bundesrechnungshof sieht durch die dezentrale Organisation der Titelverwal-
tung im BMZ eine einheitliche Umsetzung von Vorgaben erschwert. Das BMZ verwies
hierzu auf bereits bestehende Unterstlitzungsangebote. Der Bundesrechnungshof hielt
diese jedoch nicht fur ausreichend, um eine durchgangige Qualitatssicherung zu ge-
wahrleisten. Er halt es fur erforderlich, die Qualitat der Dateneingaben zu verbessern.
Das BMZ hat zugesagt, die Datenqualitat zu erhéhen und die Dateneingabe weiter zu
vereinheitlichen.

Bilaterale staatliche Entwicklungszusammenarbeit
(Kapitel 2301)

Im Regierungsentwurf 2027 sind die finanziell bedeutsamsten Ausgabenblécke inner-
halb der bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit die bilaterale Technische
Zusammenarbeit sowie die bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit.

Technische Zusammenarbeit

Bei der Technischen Zusammenarbeit sollen die Fahigkeiten von Menschen, Organisati-
onen und Gesellschaften in den Partnerlandern erweitert werden, damit sie ihre eige-
nen Entwicklungsziele besser verwirklichen kénnen. Der Bund finanziert u. a. den Ein-
satz von Fachkraften in den Partnerlandern (z. B. in Steuerverwaltungen oder in
Umweltbehdrden). Die Ausgaben fur die Technische Zusammenarbeit (Kapitel 2301 Ti-
tel 896 03 Bilaterale Technische Zusammenarbeit und Kapitel 2301 Titel 896 06 Interna-
tionale Zusammenarbeit mit Regionen fir nachhaltige Entwicklung) beliefen sich im
Jahr 2025 auf 1,7 Mrd. Euro. Fir das Jahr 2026 sind ebenfalls 1,7 Mrd. Euro veran-
schlagt, im Haushaltsentwurf 2027 sind 1,6 Mrd. Euro geplant.

Die GIZ ist die malRgebliche Durchfihrungsorganisation fur die Technische Zusammen-
arbeit. Der Bundesrechnungshof priifte deren Beauftragung durch das BMZ.2 Er unter-
suchte dabei den Beauftragungsprozess im Allgemeinen, die im Jahr 2018 eingefiihrte
Preisobergrenze, die fur die Rechnungsprifung von Jahres- und Schlussrechnungen
zustandige Prufgruppe des BMZ sowie die im Zusammenhang mit dem Beauftragungs-
prozess erforderliche Beteiligungsfliihrung. Die GIZ muss beim Umsetzen ihrer Projekte
die Gebote der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachten. Wie sie die von ihr beab-
sichtigten Ergebnisse und Wirkungen erreicht und die dafur vorhandenen Mittel ein-
setzt, liegt aus Sicht des BMZ in der Durchfiihrungsverantwortung der GIZ. Gleichwohl
hat das BMZ eigenstandig die wirtschaftliche und sparsame Verwendung der

3 Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung Uber die Prifung Beauftragung der Deutschen Gesellschaft fir Internationale Zusammenarbeit
(GIZ) GmbH durch das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom
16. Dezember 2025, Gz.: II 3 - 0000303, Teile I bis IV.
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Haushaltsmittel sicherzustellen. Der Bundesrechnungshof bekraftigte, dass hierzu eine
inhaltliche Auseinandersetzung sowohl mit der Angebotskalkulation als auch mit den
tatsachlich anfallenden Kosten erforderlich ist. Er stellte zudem fest, dass das BMZ die
Vorgaben zur Preisobergrenze vertraglich regeln, in den Handlungsanweisungen kon-
kretisieren und einzelne Regelungen Uberarbeiten sollte. Das BMZ hat zugestimmit,
diese Empfehlungen des Bundesrechnungshofes Uberwiegend umzusetzen. Zudem hat
es u. a. zugesagt, die Regelungen zur Schlussrechnung einheitlicher zu gestalten und
den Abstimmungsprozess mit der GIZ zu optimieren. Auch die Aufbewahrungsfristen
werde die GIZ entsprechend den aktuellen Vorgaben auf zehn Jahre verldangern. Zudem
werde es sein Forderungsmanagement nach den Anregungen des Bundesrechnungs-
hofes verbessern. Hierzu werde es seine Verfahrensablaufe anpassen und sein Monito-
ring Uberarbeiten. AuRerdem hat das BMZ u. a. zugesichert, keine Abrechnungsspiel-
raume mehr zu gewahren.

Finanzielle Zusammenarbeit

In der Finanziellen Zusammenarbeit férdert der Bund Investitionen in den Partnerlan-
dern mit Darlehen und Zuschussen (z. B. fur den Bau von Wasserversorgungssystemen
oder die Grindung von Mikrofinanzinstitutionen). Diese leistet er GUberwiegend aus Ka-
pitel 2301 Titelgruppe 01 Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit. Die Titelgruppe 01 ist
in Kapitel 2301 Titel 866 11 Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit - Darlehen und Kapi-
tel 2301 Titel 896 11 Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit - Zuschusse unterteilt. Da-
neben stellt der Bund insbesondere Gber Kapitel 2301 Titel 896 01 Finanzielle Zusam-
menarbeit mit Regionen Kapital fur Unternehmensbeteiligungen bereit und zahlt
Zuschusse in Ianderubergreifende Fonds sowie an privatrechtliche Stiftungen. Im

Jahr 2025 leistete der Bund fir die bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit und ftr die
Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen Ausgaben von 2,1 Mrd. Euro. Fur das

Jahr 2026 sind fir die Finanzielle Zusammenarbeit ebenfalls 2,1 Mrd. Euro veran-
schlagt. Fur das Jahr 2027 sind insgesamt 2,3 Mrd. Euro vorgesehen.

Der Bundesrechnungshof hat den mit Mitteln der Finanziellen Zusammenarbeit gefor-
derten Power-to-X Entwicklungsfonds (PtX-EF) geprift und seine Ergebnisse in einem
Bericht nach § 88 Absatz 2 BHO an das BMZ zusammengefasst.* Das BMZ mdchte mit
dem PtX-EF die lokale Wasserstoffwirtschaft in Entwicklungslandern férdern. Es lie
den PtX-EF im Jahr 2022 errichten und zahlte insgesamt 270 Mio. Euro an den Fonds
aus. Die Beauftragung durch das BMZ sieht eine Auszahlung von weiteren 80 Mio. Euro
als Option vor. Im Jahr 2025 hatte der PtX-EF die Halfte seiner geplanten Laufzeit er-
reicht.

4 Bundesrechnungshof, Beratungsbericht nach § 88 Absatz 2 BHO an das Bundesministerium fir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung Power-to-X Entwicklungsfonds vom 24. Juli 2026, Gz.: II 3 - 0003249/Bericht.



Der Bundesrechnungshof halt den PtX-EF in seiner derzeitigen Form fur ineffizient und
ungeeignet, das mit ihm angestrebte Ziel zu erreichen. Seit Griindung vor mehr als
drei Jahren konnte er noch keinen Zuschuss an ein Forderprojekt auszahlen, weil sich
die Gesamtfinanzierung der Projekte nicht sicherstellen lieR. Hauptgrund dafur ist,
dass sich der Markt fur griinen Wasserstoff in einer sehr frihen Phase mit hohen In-
vestitionshindernissen befindet. Das BMZ leitet daraus den Bedarf ab, mit dem PtX-EF
fortgeschrittene Leuchtturmprojekte zu férdern. Die Zuschusse des PtX-EF sind aus
Sicht des Bundesrechnungshofes allerdings nicht geeignet, die grundlegenden Hinder-
nisse im Wasserstoffmarkt wie z. B. die ungewisse Nachfrage nach griinem Wasserstoff
zu beheben. Der PtX-EF tragt daher nicht dazu bei, die Férderprojekte zu beschleuni-
gen. Der Bundesrechnungshof empfiehlt, den PtX-EF zeitnah zu evaluieren und neu
auszurichten. Es ist in einem ersten Schritt zu prufen, ob die Ziele des BMZ mit dem
PtX-EF grundsatzlich wirtschaftlich erreichbar sind. Das BMZ sollte dann sicherstellen,
dass der PtX-EF geeignet ist, die Gesamtfinanzierung der Férderprojekte zligig sicher-
zustellen. Nur so kann es einen zeiteffizienten und zielorientierten Mittelabfluss aus
dem PtX-EF erreichen.

Der PtX-EF bindet seit dessen Griindung im Jahr 2022 erhebliche Haushaltsmittel. Der
Bundesrechnungshof kritisierte bereits im Jahr 2023, dass das BMZ insgesamt 270 Mio.
Euro an den PtX-EF auszahlte, ohne dass dieser die Mittel unmittelbar benétigte. Nach
der Halfte der Laufzeit betrugen die Aufwendungen, u. a. fir Dienstleistungen und die
Verwaltung des PtX-EF lediglich 6,4 Mio. Euro. Das BMZ bleibt dennoch bei seiner Auf-
fassung, das Geld hatte an den PtX-EF ausgezahlt werden missen, um ein entspre-
chendes Marktsignal auszusenden. Das gleiche Marktsignal hatte das BMZ jedoch auch
senden kénnen, wenn es die Mittel dem PtX-EF rechtsverbindlich zugesagt hatte. Dies
hatte den Haushalt fur das Jahr 2022 nicht unmittelbar belastet. Der Bundesrechnungs-
hof hat dem BMZ empfohlen, die optionalen 80 Mio. Euro nicht auszuzahlen, ohne den
PtX-EF zuvor so auszurichten, dass er geeignet ist, die vom BMZ verfolgten Ziele zu er-
reichen. Zudem darf das BMZ die Mittel nur dann auszahlen, wenn sie tatsachlich vom
PtX-EF bendtigt werden.

Die KfW ist die Durchfuhrungsorganisation fur die Finanzielle Zusammenarbeit. Der
Bundesrechnungshof hat die Vergabe von Auftragen fir Waren und Dienstleistungen
fur Projekte der Finanziellen Zusammenarbeit geprift.> Das BMZ hat zugesagt, in den
Verwaltungsvorschriften und den zugehoérigen Verfahrensinformationen der Bundesre-
gierung wichtige Begriffe zu definieren. Der Bundesrechnungshof stellte in der Pru-
fung bei einer Stichprobe von 30 Vorgangen zu Vergaben in 18 Landern vergaberechtli-
che Verst6Be und Dokumentationsmangel fest, insbesondere bei Vergaben ohne
Wettbewerb und bei Direktvergaben. Das BMZ hat zugesagt nachzuhalten, dass die
KfW ihre Vergabevorgange kinftig vollstandig und nachvollziehbar sowie mit

5 Bundesrechnungshof, AbschlieRende Mitteilung an das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung Uber die Prifung Auftragsvergabe durch die Kreditanstalt fir Wiederaufbau fur Projekte der Finanziellen
Zusammenarbeit vom 25. November 2025, Gz.: II 3 - 0001599, Teil I, Teil 2 und Teil 3.
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angemessenem Aufwand dokumentiert. Zudem habe es die vergaberechtlichen Emp-
fehlungen des Bundesrechnungshofes an die KfW weitergegeben und verfolge deren
Umsetzung.

Der Bundesrechnungshof hat die Beteiligungsfiihrung bei der Stiftung Afghan Credit
Guarantee Foundation (ACGF)® durch das BMZ geprift. Das BMZ hatte diese Beteili-
gung mit Mitteln der Finanziellen Zusammenarbeit finanziert. Die ACGF wurde 2014 mit
dem Zweck gegriindet, die Privatwirtschaft und das Bankensystem in Afghanistan zu
fordern. Der Bundesrechnungshof hatte das BMZ aufgefordert, das Bundesinteresse
an der Stiftung in die Zukunft gerichtet zu begriinden. Aulerdem hatte das BMZ ange-
sichts der angespannten Situation in Afghanistan eine mittelfristige Eigentimerstrate-
gie festlegen und messbare Ziele definieren mussen. Es hatte anschlieRend im Sinne
einer Erfolgskontrolle abgleichen mussen, inwieweit die ACGF die Ziele aus der Eigentu-
merstrategie des BMZ einhalt. Das BMZ erfillte somit nicht die Anforderungen der
Grundsatze flr eine aktive Beteiligungsfihrung. Das BMZ erwiderte, der Steuerungs-
aufwand fur die Beteiligung im Kuratorium der ACGF sei angesichts des geringen Betei-
ligungsanteils zu hoch. Der Bundesrechnungshof halt an seiner Forderung fest und
verweist auf die bestehenden Regelungen zur Beteiligungsfuhrung. Wenn das BMZ
den Aufwand fir eine aktive Beteiligungsfihrung als zu hoch ansieht, sollte es fur kinf-
tige MaRnahmen grundsatzlich prifen, ob eine Beteiligung das geeignete und wirt-
schaftlichste Instrument ist. Im Februar 2026 erklarte das BMZ, aufgrund der gednder-
ten politischen Situation in Afghanistan kénne es den urspriinglich mit der Beteiligung
verfolgten Zweck nicht mehr erreichen. Damit sei das Bundesinteresse an den Beteili-
gungen entfallen. Daher hat das BMZ seine Beteiligung an der ACGF mit Einwilligung
des BMF im Juni 2026 aufgegeben.

Zivilgesellschaftliches, kommunales und
wirtschaftliches Engagement (Kapitel 2302)

Neben den Durchfiihrungsorganisationen sind auch viele nicht-staatliche Organisatio-
nen in der Entwicklungszusammenarbeit tatig. Dazu zdhlen u. a. die politischen Stiftun-
gen, Vereine, die Evangelische und die Katholische Zentralstelle fur globale Entwick-
lung, Wirtschaftsverbande, Gewerkschaften und kommunale Einrichtungen. Das BMZ
unterstltzte deren Aktivitaten im Jahr 2025 mit 1,3 Mrd. Euro. Im laufenden Haushalts-
jahr sind ebenfalls 1,3 Mrd. Euro veranschlagt. Fir das Jahr 2027 sind 1,2 Mrd. Euro ge-
plant.

Der Bundesrechnungshof hat im Jahr 2025 in einem Pilotvorhaben erstmals zwei aus-
gewahlte Vorhaben der Entwicklungszusammenarbeit schwerpunktmalig gepruft. Ziel

6 Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) Gber die Prifung Beteiligungsfiihrung des BMZ bei der Stiftung Afghan Credit Guarantee Founda-
tion (ACGF) vom 24. September 2024, Gz.: II 3 - 0001606.
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war es u. a., einen vertieften Einblick in die Ablaufe auf Vorhabenebene zu gewinnen.
Dadurch sollen etwaige Verbesserungsmaglichkeiten erkennbar und die Sprechfahig-
keit des Bundesrechnungshofes zur konkreten Vorhabenférderung sowie Uber die be-
auftragten Durchfiihrungsorganisationen und Zuwendungsempfanger erhéht werden.
Nachdem die Pilotierung erfolgreich war, ist fir das laufende Jahr der Beginn von elf
weiteren Vorhabenprufungen vorgesehen. Eines der im vergangenen Jahr gepruiften
Vorhaben war die von der Katholischen Zentralstelle fur Globale Entwicklung e. V. (Ka-
tholische Zentralstelle) durchgefiihrte ,Forderung der landlichen Entwicklung in der Di-
0zese Nyundo in Ruanda”.” Das Vorhaben sollte bauerliche Selbsthilfegruppen und Ge-
nossenschaften unterstlitzen. Das BMZ hat zugesagt, gemeinsam mit der Katholischen
Zentralstelle den Umgang hinsichtlich Nachhaltigkeit und Durchfihrungsrisiken aus-
fuhrlicher und nachvollziehbarer zu dokumentieren. Auch réumte es Dokumentations-
mangel bei der Auseinandersetzung mit der Zielerreichung des Vorprojekts ein. Diese
wolle die Katholische Zentralstelle zukinftig vermeiden.

Der Bundesrechnungshof hat seine Prifungsreihe zu den entwicklungswichtigen Vor-
haben der politischen Stiftungen weitestgehend abgeschlossen.? Seine Feststellungen
knupften im Wesentlichen an die bisherigen Prifungserkenntnisse in den Kernberei-
chen Verwaltungskosten, Mittelverwendung und Steuerung an. Die Prifungsreihe will
der Bundesrechnungshof mit einem zusammenfassenden Bericht nach 8§ 88 Absatz 2
BHO beenden.

Multilaterale und europaische
Entwicklungszusammenarbeit (Kapitel 2303
und 2304)

Der Bund leistet Pflichtbeitrage und freiwillige Beitrage an Einrichtungen der Europai-
schen Union sowie der VN, verschiedene 10, multilaterale Entwicklungsbanken und
Fonds, die in der Entwicklungszusammenarbeit generell oder in bestimmten Regionen
oder Sektoren (z. B. Gesundheit, Umwelt) tatig sind. Diese Fonds werden durch Bei-
trage finanziert, die hauptsachlich in regelmaligen Wiederauffullungsverhandlungen
zugesagt werden. Daneben leistet das BMZ auch einmalige und unregelmalige Zah-
lungen an IO. Insgesamt gab das BMZ im Jahr 2025 fir solche Beitrage 2,9 Mrd. Euro
aus. Im Jahr 2026 sind bei den Kapiteln 2303 und 2304 Ausgaben von insgesamt 3 Mrd.
Euro veranschlagt. Der Haushaltsentwurf 2027 sieht ebenfalls 3 Mrd. Euro vor.

7 Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung Uber die Prifung Ausgewahlte Vorhaben der Entwicklungszusammenarbeit Teil 2: Férderung der landli-
chen Entwicklung in der Di6zese Nyundo vom 3. Februar 2026, Gz.: II 3 - 0003154 II.

8 Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung Uber die Prifung Entwicklungswichtigen Vorhaben der politischen Stiftungen (Kapitel 2302 Titel 687 04)
vom 9. April 2026, Gz.: I 3 - 0001597, Teil I, Teil II, Teil III und Teil IV.
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Der Bundesrechnungshof prift derzeit Ubergreifende Aspekte der Zahlungen und Zu-
sagen des BMZ fur die multilaterale Entwicklungszusammenarbeit.

Forschung, Evaluierung und Qualifizierung in der
Entwicklungszusammenarbeit (Kapitel 2305)

Das BMZ finanziert aus dem Kapitel ,,Forschung, Evaluierung und Qualifizierung in der
Entwicklungszusammenarbeit” MalBnahmen, die zur Steigerung der Wirksamkeit und
zur Erfolgskontrolle der Entwicklungszusammenarbeit beitragen sollen. Aulerdem
werden daraus QualifizierungsmaBnahmen fir Fachkrafte finanziert. Ein grol3er Ausga-
benanteil entfallt auf den Titel 686 03 (Vorbereitung und Ausbildung von Personal fur
eine Tatigkeit auf dem Gebiet der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit). Im

Jahr 2025 gab das BMZ hierfur 21,9 Mio. Euro aus. Fur das Jahr 2026 sind Ausgaben von
21 Mio. Euro geplant. Fur das Jahr 2027 sind dafur 19,9 Mio. Euro vorgesehen.

Das BMZ fordert aus dem Kapitel 2305 zwei institutionelle Zuwendungsempfanger:

- Das German Institute of Development and Sustainability (IDOS) ist ein Forschungs-,
Beratungs- und Ausbildungsinstitut fir die deutsche und die multilaterale Entwick-
lungspolitik. Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das BMZ, halt 75 %
der Anteile am IDOS.

- Das Deutsche Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit gGmbH
(DEval) analysiert und bewertet als unabhangiges Institut die Wirksamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Nachhaltigkeit von MaBnahmen der Entwicklungszusammenar-
beit und erarbeitet Empfehlungen fir deren Verbesserung. Zudem unterstitzt das
Institut Partnerlander dabei, den Erfolg von EntwicklungsmaRnahmen selbst zu be-
werten. Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das BMZ, halt 100 % der
Anteile am DEval.

Im Jahr 2025 haben das IDOS und das DEval insgesamt 20 Mio. Euro aus der Titel-
gruppe 04 Institutionelle Férderung von Einrichtungen der Forschung und Evaluierung
in der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit erhalten. Flr das Jahr 2026 sind fur
diese Zuwendungsempfanger 21,1 Mio. Euro vorgesehen, fir das Jahr 2027 sind

22,5 Mio. Euro geplant.

Sonstige Bewilligungen (Kapitel 2310)

Krisenbewaltigung und Wiederaufbau, Infrastruktur

MaRnahmen der strukturbildenden Ubergangshilfe finanzierte das BMZ bisher aus Ka-
pitel 2301 Titel 687 06 Krisenbewaltigung und Wiederaufbau, Infrastruktur. Mit dem



3.5.2

Haushalt 2027 soll der Titel in Kapitel 2310 Titel 687 31 verschoben werden, vgl. Tz. 2.2.
Der Titel wird dort Teil der Titelgruppe 03 Krisenbewaltigung, Stabilisierung und Wie-
deraufbau, Perspektiven fir Geflichtete und Aufnahmelander sowie Globale Transfor-
mation von Erndhrungssystemen.

Die strukturbildende Ubergangshilfe soll in Krisen zur Stabilisierung und zum Wieder-
aufbau beizutragen, um Lebensgrundlagen schnell wiederherzustellen. Damit wird aus
Sicht des BMZ der humanitare, entwicklungspolitische und Friedensnexus (Humanita-
rian-Development-Peace Nexus) adressiert. Zudem sollen staatliche Akteure befahigt
werden, Basisdienstleistungen bereitzustellen. Ein weiteres Ziel der Ubergangshilfe ist
es, die Resilienz (Widerstandsfahigkeit) der Menschen in Krisengebieten zu starken. Im
Jahr 2025 hat das BMZ aus dem KWI-Titel 804 Mio. Euro verausgabt. Im Jahr 2026 sind
hierfir 711 Mio. Euro veranschlagt. Im Jahr 2027 sind 435 Mio. Euro geplant.

Sonderinitiativen

In den Jahren 2014 bis 2025 entfiel der Gberwiegende Teil der Mittel im Kapitel 2310
auf die Sonderinitiativen. Dies gilt auch flr die veranschlagten Mittel fur das Jahr 2026.
Das BMZ fuhrte die Sonderinitiativen seinerzeit ein, um nach eigener Darstellung ent-
wicklungspolitische Schwerpunkte zu setzen. Der Einzelplan 23 weist im Haushalt 2026
die folgenden vier Sonderinitiativen aus:

- Kapitel 2310 Titel 896 31 Globale Transformation von Erndhrungssystemen

- Kapitel 2310 Titel 896 32 Gefllchtete und Aufnahmelander

- Kapitel 2310 Titel 896 33 Stabilisierung und Entwicklung Nordafrika-Nahost

- Kapitel 2310 Titel 896 34 Gute Beschaftigung fir sozial-gerechten Wandel

Die Ausgaben fur die Sonderinitiativen beliefen sich im Jahr 2025 auf 879 Mio. Euro. Fur
das Jahr 2026 sind 751 Mio. Euro veranschlagt.

Im Haushaltsentwurf 2027 werden die beiden erstgenannten Titel nicht mehr als Son-
derinitiativen bezeichnet und die beiden letztgenannten als , auslaufend” gekennzeich-
net. Alle vier Titel bilden zusammen mit dem Titel 687 31 Krisenbewadltigung und Wie-
deraufbau, Infrastruktur die neu bezeichnete Titelgruppe 03, vgl. Tzn. 2.2 und 3.5.1. Fir
die vier Titel der (bisherigen) Sonderinitiativen sind im Haushaltsentwurf 2027 insge-
samt 676 Mio. Euro vorgesehen. Das BMZ hat angekiindigt, die beiden auslaufenden
Sonderinitiativen zu beenden.

Der Bundesrechnungshof hat in seiner Pilotprifung (vgl. Tz. 3.2) auch das Vorhaben
,Libanon - UNICEF Libanon WASH (Phase III)" untersucht.’ Das BMZ forderte das

° Bundesrechnungshof, AbschlieBende Mitteilung an das Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung Gber die Prifung Ausgewéhlte Vorhaben der Entwicklungszusammenarbeit, Teil I: Libanon - UNICEF Li-

banon WASH (Phase III) vom 5. Februar 2026, Gz.: I 3 - 0003154/1.
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Vorhaben aus der Sonderinitiative Fluchtursachen bekampfen, Flichtlinge reintegrie-
ren (heute: Geflichtete und Aufnahmelander). WASH steht hierbei fur die Férderung
von Wasser, Sanitarversorgung und Hygiene. Ziele des Vorhabens mit einem Finanzvo-
lumen von 30 Mio. Euro waren, Gesundheits- und Lebensbedingungen zu verbessern
sowie positive Beschaftigungs- und Einkommenseffekte fur vulnerable libanesische
und nicht-libanesische Bevdlkerungsgruppen zu schaffen. Der Bundesrechnungshof
stellte dabei u. a. fest: Das BMZ gab das Vorhaben in Auftrag, obwohl ohne weitere Un-
terstlitzung der Betrieb der geférderten Trink- und Abwasserinfrastruktur kaum auf-
rechtzuerhalten war. Der Bundesrechnungshof sieht den langfristigen Betrieb der ge-
forderten Infrastruktur ohne weitere Zuschisse nicht sichergestellt. Das BMZ verwies
auf die Einmaligkeit des kritisierten Unterstitzungsbedarfs wahrend der Covid-Pande-
mie und stellte fir die Zukunft entsprechende Exit-Strategien in Aussicht. Zudem stellte
der Bundesrechnungshof fest, dass das BMZ die Mittel fiir das Vorhaben jeweils am
Jahresende ausgezahlt hatte. Der Rechnungsprifungsausschuss des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages (Rechnungsprtfungsausschuss) hat gefordert,
Auszahlungsspitzen zum Jahresende zu reduzieren.’® Der Bundesrechnungshof bat das
BMZ daher zu prufen, ob vergleichbare Vorhaben geeignet sind, diesem Beschluss des
Rechnungsprifungsausschusses gerecht zu werden. Das BMZ hat in Aussicht gestellt,
dies bei seinen Uberlegungen zu berticksichtigen.

Verwaltungsausgaben und Personal (Kapitel 2310
bis 2312)

Zu den Verwaltungsausgaben zahlen Ausgaben fir aktives Personal, sachliche Verwal-
tungsausgaben (z. B. fur die Bewirtschaftung der Liegenschaften), Investitionen (z. B.
der Erwerb von Geréten), Offentlichkeitsarbeit, Tagungen und Messen sowie die Zah-
lungen an die Versorgungsempfangerinnen und -empfanger in den Kapiteln 2311

und 2312. Nicht umfasst sind die in Kapitel 2311 veranschlagten globalen Minderaus-
gaben:

- Kapitel 2311 Titel 972 01 Globale Minderausgabe Konsolidierungsbeitrag
- Kapitel 2311 Titel 972 02 Globale Minderausgabe EffizienzmalBhahmen

DaruUber hinaus sind sachliche Verwaltungsausgaben auch in Kapitel 2310 enthalten.
Far das Jahr 2027 sind hierfiir Ausgaben vorgesehen von 1 Mio. Euro in Kapitel 2310
Titel 532 03 Sonstige Dienstleistungsauftrage an Dritte.

Im Jahr 2025 beliefen sich die Verwaltungsausgaben auf 257 Mio. Euro. Fur das
Jahr 2026 veranschlagt das BMZ Verwaltungsausgaben von 233,6 Mio. Euro. Fur das

'® Deutscher Bundestag, Beschlussempfehlung und Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss), Bundestagsdruck-
sache 21/2595 vom 5. November 2025, zu Bemerkung Nummer 18, S. 35 f.
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Jahr 2027 sind 244,5 Mio. Euro vorgesehen. Gro3te Ausgabenposition darunter sind mit
152 Mio. Euro erneut die Personalausgaben.

Das BMZ beschaftigte zum 31. Dezember 2025 im Inland 1 381 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Zu diesem Zeitpunkt verfugte das Ressort Uber 1 139,3 Planstellen und
Stellen, von denen 67,7 nicht besetzt waren.

Nach 8 17 Absatz 1 des Haushaltsgesetzes 2025 waren Planstellen und Stellen in dem
finanziellen Umfang einzusparen, der sich bei kegelgerechter Einsparung von 0,5 % des
Personalhaushaltes ergabe. Nach § 17 Absatz 1 des Haushaltsgesetzes 2026 ist eine
entsprechende Stelleneinsparung von 2,2 % zu erbringen. Der Entwurf fir das Haus-
haltsgesetz 2027 sieht in 8 17 Absatz 1 eine entsprechende Stelleneinsparung von 2 %
vor. Die Einsparungen sind spatestens bis zum 31. Dezember des jeweiligen Haushalts-
jahres zu erbringen. Das BMZ war von diesen Stelleneinsparungen nicht ausgenom-
men. Gleichwohl stieg dessen Personalhaushalt - Anzahl der Planstellen und Stellen -
von 1 125,8 im Jahr 2024 auf 1 133,3 im Jahr 2026. Das BMZ gab an, im Jahr 2025 die ge-
setzliche Stelleneinsparung erbracht und hierfur sechs Planstellen eingespart zu ha-
ben. Der Stellenanstieg resultiere aus der Zuweisung 16 neuer Planstellen und Stellen
im Haushalt 2025. Es kiindigte an, die Stelleneinsparung fiir 2026 zum Ende des Haus-
haltsjahres zu erbringen. Der Regierungsentwurf fur das Jahr 2027 sieht den Wegfall
von 5 Planstellen auf dann 1 128,3 Planstellen und Stellen vor.

Wesentliche Einnahmen

Die Einnahmen des Einzelplans 23 gehen weitgehend auf die Rickzahlung von Darle-
hen und Finanzierungsbeitragen zurtick, die die KfW den Partnern der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit im Auftrag des BMZ zur Verfligung stellt. Im Jahr 2025 belie-
fen sich die Einnahmen auf 699 Mio. Euro. Fur das Jahr 2026 sind Einnahmen von

679 Mio. Euro und fur das Jahr 2027 Einnahmen von 514 Mio. Euro vorgesehen. Der
weit Uberwiegende Teil davon entfallt auf die Einnahmen aus Tilgungen und Zinsen aus
Darlehen der bilateralen Finanziellen Zusammenarbeit sowie Ertrdgen und Ruckflissen
aus Treuhandbeteiligungen (Kapitel 2301 Titel 166 01 und 186 01). Im Jahr 2025 betru-
gen die Einnahmen aus diesen beiden Titeln 663 Mio. Euro, flr das Jahr 2026 sind

661 Mio. Euro geplant. Flr das Jahr 2027 sind insgesamt 496 Mio. Euro vorgesehen.



5 Official Development Assistance - ODA

Die Bundesregierung hatte im Jahr 2005 zugesagt, entsprechend dem Stufenplan der
Europaischen Union die jahrlichen ODA-Ausgaben Deutschlands auf 0,7 % des Brutto-
nationaleinkommens (ODA-Quote) zu steigern. Den gréf3ten Anteil der deutschen ODA-
Leistungen erbringt der Bund. Davon entfallt wiederum der gréR3te Teil auf Leistungen
aus dem Einzelplan 23. Die vorlaufige ODA-Quote Deutschlands fir das Jahr 2025 be-
tragt mit ODA-Leistungen von 25,8 Mrd. Euro 0,56 %. In absoluten Zahlen ware
Deutschland danach gréf3ter Geldgeber, noch vor den USA. Eine aktuelle Schatzung
des BMZ iber die deutschen ODA-Leistungen fiir das Jahr 2026 liegt nicht vor. Im Re-
gierungsentwurf fur das Jahr 2027 sind ODA-Ausgaben aus dem Bundeshaushalt von
18,1 Mrd. Euro vorgesehen.

6 Ausblick

Zusammen mit dem Haushaltsentwurf fir das Jahr 2027 hat die Bundesregierung im
Juli 2026 folgende Eckwerte fur den Einzelplan 23 beschlossen: 9,5 Mrd. Euro fur das
Jahr 2027 sowie je 9,2 Mrd. Euro fur die Jahre 2028 bis 2030.

Das BMZ hat sich mit seinem aktuellen Reformplan u. a. zum Ziel gesetzt, seinen Haus-
halt zu vereinfachen. Dazu hat es bereits Malinahmen ergriffen, beispielsweise um die
Titelstruktur im Einzelplan 23 zu vereinheitlichen. Mit diesen Umstrukturierungen so-
wie Vereinfachungen von Verfahren im Zusage-, Beauftragungs- und Umsetzungspro-
zess sieht das BMZ erhebliches Potenzial fur Effizienz- und Wirksamkeitssteigerungen.
Auch vor dem Hintergrund der in den letzten Jahren ricklaufigen Mittel fir den Einzel-
plan 23 sieht der Bundesrechnungshof hierin die richtige Zielstellung. Er wird die da-
hingehende Entwicklung weiterverfolgen.

Schneider Steinkamp

Beglaubigt: Simone Seltzsam, Tarifbeschéaftigte
Wegen elektronischer Bearbeitung ohne Unterschrift und Dienstsiegelabdruck.



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	1 Überblick
	2 Haushaltsstruktur und -entwicklung
	2.1 Verpflichtungsermächtigungen und offene Verpflichtungen
	2.2 BMZ-Reformplan

	3 Wesentliche Ausgaben
	3.1 Bilaterale staatliche Entwicklungszusammenarbeit (Kapitel 2301)
	3.1.1 Technische Zusammenarbeit
	3.1.2 Finanzielle Zusammenarbeit

	3.2 Zivilgesellschaftliches, kommunales und wirtschaftliches Engagement (Kapitel 2302)
	3.3 Multilaterale und europäische Entwicklungszusammenarbeit (Kapitel 2303 und 2304)
	3.4 Forschung, Evaluierung und Qualifizierung in der Entwicklungszusammenarbeit (Kapitel 2305)
	3.5 Sonstige Bewilligungen (Kapitel 2310)
	3.5.1 Krisenbewältigung und Wiederaufbau, Infrastruktur
	3.5.2 Sonderinitiativen

	3.6 Verwaltungsausgaben und Personal (Kapitel 2310 bis 2312)

	4 Wesentliche Einnahmen
	5 Official Development Assistance – ODA
	6 Ausblick

